
Suchergebnisse: Anhalt

4. Oktober 1226 – Es kommt zu langanhaltenden Flügelkämpfen bei den Franziskanern

Rom-Lateran * Unmittelbar nach dem Tod des Ordensgründers Franz von Assisi kommt es zu

langanhaltenden Flügelkämpfen zwischen den gemäßigten Konventualen, die die Armutsregeln

abschwächen wollen und den Spiritualen, die sich als die „wahren Nachfolger“ Franziskus’ sehen

und auf die strikte Einhaltung des Armutsgelübdes beharren.

25. Juli 1496 – Die Jakobi-Dult findet trotz der Pest statt

München-Angerviertel * Die Jakobi-Dult findet trotz der noch anhaltenden Pest statt. 

14. Mai 1608 – Die protestantischen Stände gründen die Union

Auhausen * Aufgrund der Donauwörther Ereignisse und zunehmender Spannungen mit den

Katholiken gründen protestantische Reichsstände in Auhausen an der Wörnitz im Fürstentum

Ansbach die Union, ein Defensivbündnis. Durch den Beitritt weiterer Stände wächst die Zahl der

Mitglieder auf insgesamt acht Fürsten, den Grafen von Oettingen und 17 Städte an.     Christian I.

von Anhalt-Bernburg übernimmt das Direktorium der Union, die er durch Bündnisse mit England,

den Niederlanden und Schweden außenpolitisch absichert. 

3. Juni 1610 – Die dritte Marianische Kongregation für München wird gegründet

München-Kreuzviertel * Durch den anhaltend großen Zulauf wird von 17 Münchner Bürgern im

Jesuitengymnasium eine dritte, die „Marianische deutsche Kongregation der Herren und Bürger

zu unserer Lieben Frau Verkündigung“ gegründet. 

25. Juni 1616 – Aufgrund der langanhaltenden Hitze beginnt man mit der Getreideernte

München * Aufgrund der großen und langanhaltenden Hitze beginnt man mit der Getreideernte.

Fünf Bittprozessionen werden abgehalten. Doch die Hitze schadet den Feldern so sehr, dass

Getreidemangel eintritt und jede Ausfuhr von Hafer, Flachs, Hanf, Garn, Wolle und Schmalz

Münchner Zeitensprünge Seite 1/15



verboten wird. 

August 1616 – Tagelöhner müssen das Wasserrad mit ihrer Körperkraft antreiben

Au * Nach einer lang anhaltenden Dürre reicht das Wasser zum Antrieb des Wasserrades im

Brunnhaus am Isarberg nicht mehr aus. Angeheuerte Tagelöhner müssen das Rad sechs

Wochen lang mit ihrer Körperkraft antreiben.

10. Mai 1624 – Einigung mit Zugeständnissen nach anhaltenden Schwierigkeiten

Freising - Au * Obwohl der Unterhalt der geplanten Pfarrei Neudeck und der

Carl-Borromäus-Kirche gesichert ist, bereitet das Sankt-Veit-Stift nach wie vor erhebliche

Schwierigkeiten, sodass erst jetzt der Freisinger Bischof eine Einigung erzielen kann, dafür aber

fast alle Forderungen der Gegenseite akzeptieren muss. 

1668 – Der Kleinwirt spendiert ein Grundstück für die neue Wolfgangs-Kapelle

Haidhausen * Der Kleinwirt von Haidhausen, Georg Pockmayer, übergibt Kurfürst Ferdinand

Maria ein Grundstück neben seinem Haus, auf dem der Landesherr die neue

Wolfgangskapelle errichten will. Das alte, aus Holz erbaute Kircherl ist im Laufe der Jahre

baufällig geworden. Auf „unterthänigstes anhalten etlicher gewißer persohnen, welche auß Irer zu

den heyligen Wolfgang tragenden Devotion, dessen im Dorff Haidhausen stehende vnd

Paufellige kleine Capelle zu reparieren vnd zu erweitern vorhabens“.    Nun erteilt Kurfürst

Ferdinand Maria die Genehmigung zum Neubau und bewilligt darüber hinaus fünfhundert Gulden.

Und unser Kleinwirt war eben nicht nur ein frommer Mann, sondern auch ein cleverer

Geschäftsmann. Kein Wunder, dass nach dieser sozialen Tat das Schankrecht für

Braunbier nicht mehr lange auf sich warten lässt. 

18. Mai 1704 – Wildeste Gerüchte verbreiten sich in der Stadt

München * Durch die Visionen und Prophezeiungen der Maria Anna Lindmayr verbreiteten sich

bald in der ganzen Stadt die wildesten Gerüchte. Die - berechtigten - Ängste der Bevölkerung vor

einem drohenden Krieg und den daraus resultierenden Auswirkungen führen noch am

Dreifaltigkeitstag, am 18. Mai, zu einem Volksauflauf.    Der Kurfürstliche Geheime Rat lässt
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daraufhin die Prediger anweisen, sie sollen gegen die „Ausstreuungen einer gewissen Person“

vorgehen und die Bevölkerung zu „Buße, Tugend und Frömmigkeit“ anhalten.    Die „fromme

Marianndl“ wendet sich nun an den Freisinger Fürstbischof Franz von Eckher von Kapfenberg

und Lichteneck, der sie von einer „Kommission hochangesehener Geistlicher“ untersuchen lässt.

Die Kommission stellt in ihrem Gutachten fest, dass die Lindmayr „in etlich sachen eine mehr als

natürliche erkandnuß“ habe.    War die Lindmayrin zuvor in der Stadt noch umstritten, so ist nun

die Mehrheit von der Mystikerin überzeugt. Maria Anna Lindmayr ist sich sicher, dass Gott die

schlimmsten Gefahren nur dann von der Stadt abwende, wenn man ihm eine „Kirche zu Ehren

der allerheiligsten Dreifaltigkeit“ geloben würde. Um dieser Forderung Nachdruck zu verleihen,

erklärt sie, dass ihr dies schon mehrmals geoffenbart worden sei. 

22. November 1738 – Johann Theodor gibt seine Zustimmung

Berg am Laim * Dem anhaltenden Drängen des Kölner Kurfürsten wird schließlich doch noch

entsprochen. Einen Monat nach der bereits erfolgten Grundsteinlegung erklärt der Freisinger

Fürstbischof Johann Theodor in einem Schreiben an den Dekan der Peterskirche, Dr. Anton

Cajetan von Unertl, er habe seinem Bruder den „gnädigsten Ordinariatskonsens“ für die Berg am

Laimer Michaelskirche erteilt.

2. Januar 1788 – Der Knigge-Ratgeber erscheint

Hannover * Der Ratgeber „Über den Umgang mit Menschen" von Adolph Freiherr von Knigge

erscheint. Der Verleger ist Philipp Reclam (der Ältere).&nbsp;    Knigge wollte keinen

Benimmratgeber im heutigen Sinn schreiben, sondern ein philosophisch-moralisches Werk, in

deren Mittelpunkt stehen:       der gegenseitige Respekt   Toleranz   Menschenkenntnis  

vernünftiger, aufgeklärter Umgang miteinander.&nbsp;      &nbsp;    Knigge wandte sich gegen:    

  Standesdünkel   blinde Autorität   höfische Heuchelei&nbsp;      Erst im 19. Jahrhundert wurde

„der Knigge“ fälschlich zum reinen Benimmkodex umgedeutet – eine Verkürzung, die bis heute

anhält.

13. Oktober 1810 – Zahnweh in der Hochzeitsnacht

München * Die Kronprinzessin ist durch die Aufregungen der letzten Tage erschöpft und will den

Ball frühestmöglich verlassen. Das liegt aber nicht nur an den anstrengenden Festivitäten,

sondern vor allem an ihren seit Tagen anhaltenden Zahnschmerzen, die ihr schon die
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Hochzeitsnacht verleidet hatten.    Therese verlässt den Hofball sehr zeitig. Ludwig begleitet

seine Frau in die Residenz, kehrt aber alleine noch einmal zu den Tanzenden zurück. Seinem

Tagebuch vertraut der Bayernprinz am Morgen danach seine entlarvenden und berechnenden

Gedanken an, indem er schreibt: „Mir machte es wenig Vergnügen, aber ich tat es, um meine

Freiheit zu zeigen und damit meine Frau nicht glaube, ich müsse, weil sie es getan, wegbleiben.

[…] So tue ich schon jetzt so viel möglich, bei Nacht schlafe ich in meinem Zimmer, nur zu

Besuch zu meiner Frau kommend. […]  Man muß sich gleich anfangs auf den Thron setzen, wie

man ihn für die Folge will. So schicke ich mich in den Ehestand, fühle mich nicht unglücklich“.   

Und seiner Lieblingsschwester Charlotte bekennt Ludwig: „Ausgezeichnet ist Therese durch ihr

Herz, durch Vernunft, Schönheit, keine bessere Frau würde ich mir wünschen, aber

leidenschaftslos verehelichte ich mich, es mag vorteilhafter sein für die Zukunft.“    Vertraute

Kreise sehen die Zukunft der Ehe weniger rosig und trauen ihr - ganz im Gegenteil - nur sehr

wenig Bestand zu. 

1825 – Bevölkerungsvermehrung und Gewerbeverfassung angestrebt

Königreich Baiern * Eine seit Jahren anhaltende Diskussion über die zu ergreifenden

Maßnahmen       zur Verbesserung der öffentlichen Finanzen und damit   einer Abwehr eines

Staatsbankrotts sowie   die Anhebung des allgemeinen Wohlstands      führen zum Wunsch nach

einer       Vermehrung der Bevölkerungszahl und   der Liberalisierung der Gewerbeverfassung. 

1826 – Ein lange anhaltendes Provisorium

Bogenhausen * Eine ganz aus Holz hergestellte provisorische Isarbrücke bei Bogenhausen wird

gebaut. Diese Interimsbrücke hält bis 1873.

17. November 1828 – König Ludwig I. vergeht die Lust am Liberalismus

München-Kreuzviertel * Die erste Stände-Versammlungen unter der Leitung von König Ludwig I.

findet in der Zeit vom 17. November 1827 bis 18. August 1828 statt. Der bayerische Monarch ist

gemeinsam mit seinem Leitenden Minister Georg Friedrich Freiherr von Zentner mit großen

Erwartungen an dieses Zusammentreffen herangetreten. Die königlich angeordnete prunkvolle

Eröffnung der Stände-Versammlung soll eine neue Ära einleiten.      Der Hinweis in Ludwigs

Thronrede erweckt liberale Hoffnungen, auch wenn der König betont, dass ihm die Religion das

Wichtigste sei. Das Einbringen von 39 Gesetzentwürfen in beide Kammern durch König Ludwig I.

Münchner Zeitensprünge Seite 4/15



schürt die hohen Erwartungen zusätzlich.      Doch die Ernüchterung tritt auf beiden Seiten sehr

schnell ein. Die Mandatsträger der beiden Kammer wollen sich nicht als bloße Erfüllungsgehilfen

königlicher Politik verstanden wissen. Und der autokratische und ungeduldige Monarch zeigt sich

enttäuscht von dem vielfältigen parlamentarischen Widerstand, den er nicht nach seinem Willen

brechen kann. Deshalb vergeht ihm schlagartig die Lust am Liberalismus und an den Reformen.  

   Kaum hatte er die politische Verantwortung übernommen, soll sich bei ihm eine lebenslang

anhaltende Entfremdung gegenüber der Verfassung einstellen. 

1843 – Der Münchner Bierkrawall von 1843

München-Graggenau * Ausführlichere Nachrichten liegen erstmals über den Münchner

Bierkrawall von 1843 vor. Der Maler und Schriftsteller Friedrich Pecht erinnert sich später: „Ganz

charakteristisch für München hatten sie als Veranlassung eine unbedeutende Erhöhung des

Bierpreises, welche aber die Massen sehr verbitterte.“   Der Preisanstieg beendet eine längere

Phase guter Ernten, niedriger landwirtschaftlicher Rohstoffpreise und weitgehend ausgebliebener

Naturkatastrophen. Nun verteuert sich das Getreide so stark wie seit den Hungerjahren 1816/17

nicht mehr.   Getreidehändler aus Württemberg, Baden und sogar aus der Schweiz kommen zur

Münchner Schranne und bieten hohe Preise für Gerste, Roggen, Weizen und Hafer. In ihren

Herkunftsregionen führen schwere Unwetter, anhaltender Regen, Hagelschlag und frühe

Nachtfröste zu erheblichen Ernteausfällen und Getreidemangel.   Für die Münchner Biertrinker

sind dennoch schnell Schuldige gefunden: die Brauer. Dass diese für Gerste plötzlich bis zu

dreimal so viel bezahlen müssen wie noch im Vorjahr und die gestiegenen Rohstoffkosten an ihre

Kunden weitergeben, findet in der aufgebrachten Bevölkerung wenig Beachtung.   Im Bockkeller

an der Münzgasse kommt es schließlich zum ersten überlieferten Münchner Bierkrawall. Bei den

Ausschreitungen wird mindestens eine Person schwer verletzt. 

5. Mai 1844 – König Ludwig I. nimmt die Preiserhöhung zurück

München * Nach vier Tagen anhaltender Unruhen gibt König Ludwig I. schließlich nach und

nimmt die Erhöhung des Bierpreises per Dekret zurück. Damit ist das wichtigste Ziel der

Münchner Bierrevolution erreicht, die Unruhen klingen ab und die Lage in der Stadt beruhigt sich. 

 An den Ausschreitungen haben sich vor allem Angehörige der unteren Bevölkerungsschichten

beteiligt. Zugleich stößt ihr Vorgehen offenbar auch in wohlhabenderen und gebildeten Kreisen

auf Zustimmung. Dort herrscht vielfach die Ansicht, „die Leute [hätten] recht daran getan, es den

Brauern einmal zu zeigen, da eine Bittschrift kaum einen vergleichbaren Erfolg erzielt hätte.“ 
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September 1844 – Anhaltende Teuerung und neue Unruhe 

München * Die nach der Bierrevolution eingetretene Ruhe erweist sich als trügerisch. Die

Königliche Gendarmeriekompanie der Haupt- und Residenzstadt München berichtet der

Regierung von Oberbayern über die wachsende Unzufriedenheit:   „Die arbeitende Klasse,

nämlich Maurer, Zimmerleute und Tagelöhner klagen in Wirtshäusern und öffentlichen Plätzen

über große Teuerung der Viktualien. […] Diese Klasse Menschen beschweren sich auch über

geringen Taglohn, da sie in früheren Jahren, wo die Viktualien billiger waren, viel besser als jetzt

bezahlt wurden. […] Bei fortgesetzten hohen Viktualienpreisen dürfte noch zu besorgen sein, daß

nun auch die arbeitende Klasse, die sich bis jetzt ruhig verhalten hat, mit dem unruhigen Volke

gemeinsame Sache machen werde.“   Der Bericht macht deutlich, dass nicht allein der Bierpreis

für Unmut sorgt. Steigende Lebensmittelpreise und niedrige Löhne verschärfen die soziale Not

und nähren die Sorge der Obrigkeit vor neuen Unruhen. 

4. April 1847 – Der Münchner Bahnhof fällt einem Brandanschlag zum Opfer

München-Maxvorstadt * Einem Brandanschlag auf den Münchner Bahnhof, eine Holzkonstruktion

etwa auf der Höhe der heutigen Hackerbrücke, fällt nicht nur das Gebäude, sondern auch sechs

Waggons samt der darauf gelagerten 300 Scheffel Weizen zum Opfer.    Vermutlich machen die

unbekannt gebliebenen Täter die Eisenbahn für die seit mehreren Jahren anhaltende Teuerung

des Getreides verantwortlich. Denn schon bald hieß es: „Zu meinen Zeiten hast nix von

Dampfwagen g'hört! Alles ist ruhig sein Weg gangen; aber desto mehr Dampfnudeln hat's

geben; und je mehr Dampfwagen herkommen, desto rarer werden die Dampfnudeln! Die Zeit wird

immer schlechter!“

1866 – Ausbau und neue Standorte entlasten die Akademie

München-Kreuzviertel * Um der anhaltenden Raumnot der Akademie der Bildenden Künste zu

begegnen, wird am Chor der Michaelskirche ein Querbau errichtet. Zusätzlich werden externe

Räume angemietet und mehrere Ateliers in den 1854 erbauten Glaspalast verlegt. 

21. Januar 1871 – Auch die Abgeordnetenkammer stimmt dem Beitritt zum Kaiserreich zu

München-Kreuzviertel * Nach einer zehnstündigen Redeschlacht stimmen 102 Abgeordnete für

den Beitritt Bayerns zum Deutschen Kaiserreich und nur noch 48 dagegen. Damit ist die
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Zweidrittelmehrheit - wenn auch knapp - erreicht.      Das im Jahr 1871 gegründete Deutsche

Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutz des deutschen

Bundesgebietes und des innerhalb dieses gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des

Deutschen Volkes“.      Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten         der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,

Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe, des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie     der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.        Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.      In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten:         Preußen 17,     Bayern 6,    

Sachsen und Württemberg je 4,     Baden und Hessen je 3,     die kleineren je 2 oder 1 -    

insgesamt 58 Stimmen. 

15. Februar 1871 – Weitreichende deutsche Forderungen

Bordeaux - Versailles • Die deutschen und die französischen Verhandlungsführer einigen sich auf

eine Verlängerung des Waffenstillstands bis zum 26. Februar und weiten ihn auf ganz Frankreich

aus. Das Deutsche Reich forderte von Frankreich       das Elsass und Teile von Lothringen,   dazu

eine Entschädigung von sechs Milliarden Goldfranc   sowie eine Parade der deutschen Truppen

in Paris.   Die Besetzung der Stadt sollte bis zur Unterzeichnung eines vorläufigen

Friedensvertrages anhalten.   Bis zur Abwicklung der vollständigen Zahlung - vorgesehen ist der

2. März 1874 - sollen deutsche Truppen stationiert bleiben und Teile des Landes

besetzen.&nbsp;

16. April 1871 – Die Reichsverfassung wird rechtskräftig

Deutsches Reich - Königreich Bayern * Die Reichsverfassung wird rechtskräftig.    Das Zweite

Deutsche Kaiserreich ist ein Bundesstaat, dem - unter preußischer Hegemonie - 25 Einzelstaaten

angehören. Der preußische Ministerpräsident ist gleichzeitig Reichskanzler.    Das Deutsche

Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutze des deutschen
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Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt

des Deutschen Volkes“.    Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten:       der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,

Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe,   des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie   der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.      Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.    In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten: Preußen 17, Bayern 6, Sachsen und

Württemberg je 4, Baden und Hessen je 3, die kleineren je 2 oder 1 - insgesamt 58 Stimmen.     

Bis im Rahmen der Reichsgründung auch in Bayern das metrische Maß eingeführt wird, fasst die

Bayerische Mass 1.069 Kubikzentimeter. Durch die Preußische Maß- und Gewichtsordnung wird

das Bayerische Maaß abgeschafft. Als gesamtdeutsche Maßeinheit gilt nun der Liter. Und dieser

ist auf 1.000 Kubikzentimeter festgelegt worden.

9. Mai 1873 – Der Gründerkrach führt zur Wirtschaftskrise

Wien - Deutsches Reich * Der „Gründerboom“ ist schlagartig beendet. Die Wiener Börse bricht

zusammen. Der Kurssturz greift rasch auf Deutschland und andere europäische Länder über und

führt zu einer schweren Wirtschaftskrise. Die Folgen:    Viele Banken gehen bankrott. 

Unternehmen müssen schließen.  Aktien verlieren einen großen Teil ihres Wertes.  Zahlreiche

Anleger verlieren ihr Vermögen.  Der Börsenkrach löst eine lang anhaltende wirtschaftliche

Unsicherheit aus.    Der Börsenkrach ist aber nicht die Ursache der Krise, sondern der Moment,

in dem allen klar geworden ist, dass die Erwartungen nicht mehr der Realität entsprechen. Die

eigentlichen Probleme haben sich über Jahre aufgebaut. Das waren:     überhöhte Aktienkurse, 

zu viele Unternehmensgründungen,  unrealistische Gewinnerwartungen.    Es ist wie ein Ballon,

der immer weiter aufgeblasen wird. Lange passiert scheinbar nichts. Doch irgendwann reicht ein

kleiner Stich - und der Ballon platzt sofort. Die Luft war schon vorher zu viel geworden.

13. Oktober 1886 – Die Öffentlichkeit erfährt von der Krankheit des Prinzen Otto
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München * Die Münchner Neuesten Nachrichten informiert die Bevölkerung ausführlich über die

Lebensumstände und den Gesundheitszustand des neuen Bayernkönigs Otto I.. Die

Öffentlichkeit erfährt erst jetzt, dass Prinz Otto an Verrücktheit oder Paranoia leidet.    „Der kranke

König wird durch anhaltende Sinnestäuschungen (Halluzinationen) und Wahnvorstellungen so

sehr vom realen Leben abgezogen, daß der Nichtunterrichtete [...] jeden geistigen

Zusammenhang des Monarchen mit der Außenwelt für aufgehoben hält. Nur gelegentlich zeigen

sich vorhandene Reste normaler Geisteskräfte. [...] Die Prognose geht mit Bestimmtheit dahin,

daß an Heilung nicht gedacht werden kann. Auf die Lebensdauer hat das Leiden keinen Einfluß.“

14. August 1893 – In Paris findet die weltweit erste Fahrprüfung statt

Paris * Paris führt mit dem „certificat de capacité“ die weltweit erste verpflichtende

Befähigungsprüfung für Kraftfahrer ein. Polizeipräfekt Louis Lépine erlässt eine Verordnung, die

erstmals eine amtliche Befähigungsprüfung für Kraftfahrer vorschreibt. Deshalb gilt dieses Datum

als Geburtsstunde der Fahrprüfung. Der historische Hintergrund:    Automobile waren noch

selten, teilten sich die Straßen aber bereits mit Fußgängern, Pferden und Kutschen.  Wer im

Pariser Polizeibezirk ein Motorfahrzeug führen wollte, benötigte fortan ein „certificat de capacité“,

den Vorläufer des Führerscheins.  Ein Ingenieur der Bergbauverwaltung prüfte, ob der Bewerber

anfahren, lenken und anhalten konnte. Auch grundlegende Kenntnisse zur Behebung technischer

Störungen wurden verlangt.  Eine moderne Theorieprüfung, Fahrschule oder einheitliche

Prüfungsstrecke gab es noch nicht.  Zugelassen waren zunächst nur Männer ab 21 Jahren.

Frauen erhielten ab 1897 Zugang.  Gleichzeitig galten frühe Tempolimits: 12 km/h in Ortschaften

und 20 km/h außerhalb.  Die Regelung betraf zunächst nur Paris und Umgebung; 1899 wurde

das System auf ganz Frankreich ausgeweitet.

1900 – Einstellungsbedingungen für Frauen im Fernsprechdienst

München * Für Frauen im Fernsprechdienst gelten folgende Einstellungsbedingungen:        „Die

Bewerberinnen - Mädchen oder kinderlose Witwen - müssen    zwischen 18 und 25 Jahre alt

sein,    eine gute häusliche Erziehung erhalten und    sich sittlich tadellos geführt haben,    von

entstellenden Gebrechen frei und    körperlich vollkommen gesund sein,    namentlich ein gutes

Seh- und Hörvermögen sowie    normale Atmungswerkzeuge besitzen und    nicht zu

Ohrenleiden, Nervosität und Bleichsucht neigen.    Zur Einstellung als Telegraphengehülfin ist im

allgemeinen eine Körpergröße von mindestens 158 cm erforderlich.   Die Bewerberinnen dürfen

keine Schulden haben.   Es können in der Regel nur solche Bewerberinnen angenommen

werden, welche in dem Orte der Beschäftigung dauernd festen Familienanhalt durch nahe
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Verwandte haben und bei diesen wohnen.   Ausnahmen hiervon unterliegen der Genehmigung

der Ober-Postdirektion. [...]     Die Beschäftigung ist eine widerrufliche und gewährt keinen

Anspruch auf Zulagen, Unterstützungen usw.   Die Verheiratung hat den Verlust der Stelle zur

Folge.“      Neben den günstigen Lohnkosten werden die Damen auch wegen ihrer - als weibliche

Sozialisation beschriebenen - geschlechtsspezifischen Eigenschaften wie Einfühlungsvermögen,

Aufmerksamkeit, Genauigkeit, Höflichkeit, Geduld, einfach „die ausgleichenden und vermittelnden

Qualitäten der Frau“, eingestellt. Gerade in der Anfangsphase des Vermittlungsdienstes müssen

die Frauen die Pannen, Störungen und Kapazitätsprobleme der Technik mit ihrer „natürlichen

Veranlagung“ ausgleichen.       Sie kommen meistens aus gutem Hause,   sind unverheiratet,  

besitzen eine ordentliche Schulbildung - zum Teil sogar mit Fremdsprachenkenntnissen - und  

verfügen über einen einwandfreien Leumund.      Mit diesen Voraussetzungen garantieren sie ein

adäquates Benehmen im Umgang mit den „sozial hochgestellten Telefonabonnenten“. Aus einer

Vielzahl von Bewerberinnen können die bestqualifiziertesten Frauen ausgewählt werden, die

aufgrund ihrer Vorbildung, Sozialisation und Jugend als hoch motivierte Arbeitskräfte mit wenig

anderen Berufs- oder Aufstiegschancen anerkannt sind. Die jungen Damen haben eine

Aufnahmeprüfung in Rechnen, Geographie und Aufsatz zu absolvieren. Nach einer halbjährigen

Probezeit müssen sie eine mündliche Prüfung ablegen und praktisch beweisen, dass sie Telefon-

und Telegrafenapparate bedienen können.    Die Tätigkeit in der Telefonvermittlung wird jetzt als

dauerhafte Beschäftigung für Frauen verstanden. Wie schwer der Beruf der Telefonistin war,

hängt von einer Reihe von Faktoren ab, beispielsweise von der Größe der Stadt und der Art der

Vermittlungsstelle. Die Arbeit einer Ortsvermittlungskraft gilt als monoton und - darüber sind sich

die Arbeitsmediziner einig - stellt hohe Anforderungen an das Nervensystem. „Eine über mehrere

Jahre tätige Telephonistin musste einfach hysterisch werden“.       Die wöchentliche Arbeitszeit

schwankt - je nach Schwere des Dienstes - zwischen 42 und 48 Stunden,    nur jeder dritte

Sonntag ist frei.   Die Dienstschicht dauert elf Stunden;   Urlaub gibt es keinen.      Der

Durchschnittsverdienst einer Telefonvermittlungskraft liegt etwas über dem von weiblichen

Kaufhausangestellten und etwas unterhalb der Einkünfte von Lehrerinnen. Nur einzelne Kräfte

können zur Aufsicht aufrücken.    Während des Dienstes ist das Tragen einer einheitlichen

Dienstbluse aus dunkelblauem Stoff vorgeschrieben, da man befürchtet, dass „bei der Eigenart

der weiblichen Natur nur zu leicht ein gegenseitiges Überbieten in der äußeren Erscheinung Platz

greifen würde“. 

2. August 1906 – Der Reichstag lehnt weiteres Geld für die Kolonialkriege ab

Berlin * Durch den anhaltenden und mit hohen Kosten verbundenen Kolonialkrieg zuerst gegen

die Herero und jetzt gegen die Nama ist die deutsche Regierung gezwungen, im Deutschen
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Reichstag einen Nachtragshaushalt in Höhe von 29 Millionen Reichsmark zu beantragen.    Vor

allem die SPD verweigert angesichts der „rücksichtslosen Kriegsführung“ mit zahlreichen Opfern

ihre Zustimmung. Auch der Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger kritisiert die Ausgaben

scharf und argumentiert gegen die Kolonialkriege, weshalb auch die Zentrumsfraktion - zum Teil

gegen ihren Willen - den Nachtragshaushalt ablehnt.    Vertreter beider Parteien wollen der in

Deutschland vorherrschenden patriotischen Kolonialbegeisterung eine realistischere Sicht auf die

Lage in den Kolonien entgegensetzen, um den in Deutsch-Südwestafrika tobenden Krieg zu

beenden. 

4. August 1914 – Erklärung zum unberechtigten Einmarsch ins neutrale Belgien

Berlin - Brüssel * Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg gibt vor dem Reichstag eine

Erklärung zum unberechtigten Einmarsch ins neutrale Belgien ab. Die Reaktionen der

Abgeordneten finden sich in den eckigen Klammern wieder:      „Meine Herren, wir sind jetzt in

der Notwehr; [lebhafte Zustimmung] und Not kennt kein Gebot! [Stürmischer Beifall]  Unsere

Truppen haben Luxemburg besetzt, [Bravo!] vielleicht schon belgisches Gebiet betreten.

[Erneutes Bravo.]      Meine Herren, das widerspricht den Geboten des Völkerrechts. Die

französische Regierung hat zwar in Brüssel erklärt, die Neutralität Belgiens respektieren zu

wollen, so lange der Gegner sie respektiere.     Wir wussten aber, dass Frankreich zum Einfall

bereit stand. [Hört! Hört!]  Frankreich konnte warten, wir aber nicht! Ein französischer Einfall in

unsere Flanke am unteren Rhein hätte verhängnisvoll werden können. [Lebhafte Zustimmung.]    

 So waren wir gezwungen, uns über den berechtigten Protest der luxemburgischen und der

belgischen Regierung hinwegzusetzen. [Sehr richtig!]  Das Unrecht - ich spreche offen - das

Unrecht, das wir damit tun, werden wir wieder gutzumachen suchen, sobald unser militärisches

Ziel erreicht ist. [Bravo!]    Wer so bedroht ist wie wir und um sein Höchstes kämpft, der darf nur

daran denken, wie er sich durchhaut! [Anhaltender brausender Beifall und Händeklatschen im

ganzen Hause und auf den Tribünen.]  Meine Herren, wir stehen Schulter an Schulter mit

Österreich-Ungarn“. 

10. April 1915 – Das Internationale Olympische Comitee verlegt seinen Sitz

Paris - Lausanne * Das Internationale Olympische Comitee&nbsp;verlegt - wegen der

anhaltenden Kriegshandlungen - ihren Sitz von Paris nach Lausanne, in der neutralen

Schweiz.&nbsp;
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17. Februar 1917 – In Berlin wird ein Ministerium für Lebensmittelversorgung gebildet

Berlin * Wegen der anhaltenden Hungersnot im Deutschen Reich&nbsp;wird in Berlin ein

Ministerium für Lebensmittelversorgung&nbsp;gebildet.&nbsp;

17. Dezember 1917 – Einschränkungen bei der Versorgung

Königreich Bayern * Die anhaltende Kälte führt vor allem in den bayerischen Großstädten zu

Einschränkungen in der Brennstoff- und Lebensmittelversorgung. 

9. November 1918 – In Dessau wird ein Arbeiter und Soldatenrat gebildet

Dessau * Unter dem Vorsitz von Bürgermeister Fritz Hesse wird in Dessau ein Arbeiter- und

Soldatenrat gebildet. Erst am 12. November wird die Herzogsfamilie von Anhalt auf den Thron

verzichten. 

12. November 1918 – Prinzregent Aribert von Anhalt verzichtet auf den Thron

Dessau * Prinzregent Aribert von Anhalt verzichtet im Namen des noch minderjährigen Herzogs

Joachim Ernst von Anhalt und der gesamten anhaltischen Fürstenfamilie auf den Thron. Aus dem

Herzogtum Anhalt wird eine Republik. 

1919 – Unionsbrauerei unter wirtschaftlichem Druck

München-Haidhausen * Die Unionsbrauerei schließt das Braujahr 1918/19 mit einem Verlust von

mehr als 340.000 Mark ab. Ein Teil der Schulden ist der Auszahlung der Dividende in Höhe von

vier Prozent geschuldet. Um das Ergebnis auszugleichen, muss sie ihre Reserven weitgehend

auflösen. Am Ende verbleibt ein Gewinn von lediglich 60.000 Mark.   Zugleich fehlt der Brauerei

ein größerer Immobilienbesitz, mit dessen Erträgen sich anhaltende Verluste im Biergeschäft

längerfristig auffangen ließen.

24. Februar 1919 – Die Streiks im Bezirk Halle beginnen
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Halle * Im Bezirk Halle, in Sachsen, Thüringen und Anhalt beginnen Streikmaßnahmen. 

1. Oktober 1954 – Dr. Hermann Schülein besucht die Jubiläumsfeier zur Eingemeindung

München-Ostend * Dr. Hermann Schülein nimmt an den Feierlichkeiten zum 100. Jahrestag der

Eingemeindung der Au, Giesings und Haidhausens nach München teil. Mit seiner Teilnahme

bekundet er die anhaltende Verbundenheit mit seiner Heimatstadt und insbesondere mit den

Stadtteilen, die eng mit der Geschichte der Familie Schülein und der Unionsbrauerei verbunden

sind. 

13. Mai 1981 – SoKo Theresienwiese: Gundolf Köhler dürfte als Alleintäter gehandelt haben

München * Nach acht Monaten stellt die Sonderkommission Theresienwiese ihre Ermittlungen

zum Oktoberfest-Attentat ein und präsentiert den 187-seitigen vorläufigen Abschlussbericht.       

860 Spuren wurden verfolgt und in die puzzleartige Rekonstruktion der Tat eingepasst.   Die

Beamten haben 1.800 Zeugen vernommen und 1.500 Asservate begutachtet.      Die

Quintessenz lautet:   „Gundolf Köhler dürfte als Alleintäter gehandelt haben. Für eine

Mittäterschaft oder auch nur Mitwisserschaft anderer an dem Sprengstoffanschlag auf das

Münchner Oktoberfest ließen sich keine konkreten Anhaltspunkte erkennen“.    Seine

rechtsextremistische Einstellung wird durch Nachforschungen bestätigt. Ebenso, dass er in den

Jahren 1975/76 an Übungen der am 30. Januar 1980 verbotenen Wehrsportgruppe

Hoffmann teilgenommen hat. Die These vom verwirrten Einzeltäter ist seitdem die offizielle

Version.  

28. Juni 1986 – Die Einreiseverbote lösen einen politischen Konflikt aus

Bayerisch-österreichische Grenze * Die bayerischen Behörden hindern erneut mehr als 300

österreichische WAA-Gegner an der Einreise zu einer Kundgebung in Wackersdorf. Das

Vorgehen löst in Österreich heftige Proteste aus. Politiker, Kommunen und Anti-Atom-Initiativen

kritisieren die Zurückweisungen als Einschränkung demokratischer Rechte.   Besonders die Stadt

und das Land Salzburg engagieren sich zunehmend gegen die WAA. Aus dem Streit entwickelt

sich ein länger anhaltender politischer Konflikt zwischen Bayern und Österreich, den die Medien

später als „Alpenfehde“ bezeichnen. 

Münchner Zeitensprünge Seite 13/15



29. September 1986 – Pfeifkonzert gegen Franz Josef Strauß

Schwandorf * Bei einem Wahlkampfauftritt von Ministerpräsident Franz Josef Strauß im

Schwandorfer Sepp-Simon-Stadion protestieren mehrere Hundert WAA-Gegner innerhalb und

außerhalb des Stadions. Mit einem anhaltenden Pfeif- und Brüllkonzert bringen sie ihre

Ablehnung der Wiederaufarbeitungsanlage und der Politik der Staatsregierung zum Ausdruck.

Ein außergewöhnlich großes Polizeiaufgebot sichert die Veranstaltung.

29. September 1986 – Pfeifkonzert gegen Franz Josef Strauß

Schwandorf * Bei einem Wahlkampfauftritt von Ministerpräsident Franz Josef Strauß im

Schwandorfer Sepp-Simon-Stadion protestieren mehrere Hundert WAA-Gegner innerhalb und

außerhalb des Stadions. Mit einem anhaltenden Pfeif- und Brüllkonzert bringen sie ihre

Ablehnung der Wiederaufarbeitungsanlage und der Politik der Staatsregierung zum Ausdruck.

Ein außergewöhnlich großes Polizeiaufgebot sichert die Veranstaltung.

3. August 1988 – Erörterungstermin wird vorzeitig beendet

Neunburg vorm Wald * Nach 23 Tagen erklärt das Bayerische Staatsministerium für

Landesentwicklung und Umweltfragen den Erörterungstermin zur zweiten

Teilerrichtungsgenehmigung vorzeitig für beendet. Vorausgegangen sind anhaltende

Auseinandersetzungen über den Ablauf und eine Protestaktion der Umweltorganisation Robin

Wood, deren Aktivisten gelbe, als Atommüllbehälter gekennzeichnete Fässer in die Stadthalle

rollen.   Die Genehmigungsbehörde begründet die Beendigung mit den wiederholten Störungen.

WAA-Gegner kritisieren dagegen, dass zahlreiche Einwendungen und sicherheitsrelevante

Fragen nicht abschließend behandelt worden seien. Der umstrittene Abbruch beschäftigt später

auch den Bayerischen Landtag. 

Mai 1989 – Energiewirtschaft gibt Wackersdorf auf

Bundesrepublik Deutschland * Die an der DWK beteiligten Energieversorgungsunternehmen

entscheiden sich, die Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf nicht weiterzuverfolgen.

Ausschlaggebend ist ein Zusammenwirken wirtschaftlicher, rechtlicher und politischer Faktoren:

Die geschätzten Baukosten steigen auf rund zehn Milliarden DM, die Genehmigungs- und

Gerichtsverfahren verzögern das Projekt, und eine Inbetriebnahme erscheint frühestens 1998
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möglich. Hinzu kommen der anhaltende Widerstand in der Bevölkerung und die politische

Unsicherheit.   Das Angebot der französischen Cogema, deutsche Brennelemente ab 1999 in La

Hague aufzuarbeiten, ist schneller verfügbar und deutlich günstiger. Damit entfällt aus Sicht der

Energieversorgungsunternehmen die wirtschaftliche Notwendigkeit einer eigenen deutschen

Wiederaufarbeitungsanlage. Die Entscheidung bereitet den offiziellen Baustopp am 31. Mai 1989

vor.

8. Juni 2009 – Die Nährwertprofile verschwinden in der Schublade

Brüssel * Nach der Europawahl verfolgt die Europäische Kommission die Einführung der

gesetzlich vorgesehenen Nährwertprofile nicht weiter. Der Widerstand aus Teilen der Politik

sowie der Lebensmittelwirtschaft ist groß. Insbesondere die geplanten Grenzwerte für traditionelle

Lebensmittel wie Brot sorgen für anhaltende Kontroversen.  Die ursprünglich bis Januar 2009

angekündigten Nährwertprofile werden deshalb nie verabschiedet. Damit entfällt auch die

vorgesehene Einschränkung, gesundheits- und nährwertbezogene Werbeaussagen an die

Gesamtzusammensetzung eines Lebensmittels zu knüpfen. Hersteller können daher – sofern die

jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind – weiterhin mit einzelnen Aussagen wie

„ballaststoffreich“ oder „reich an Vitamin C“ werben, auch wenn ein Produkt insgesamt viel

Zucker, Fett oder Salz enthält.  Die Nährwertprofile, die die Europäische Union bereits 2006

beschlossen hatte, sind bis heute nicht eingeführt. 
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